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A Planungsgegenstand 

A.1 Anlass und Erforderlichkeit 

Das Plangebiet ist Bestandteil des Geländes der Marina am Prerauer Stich, die seit einigen 
Jahren ein bedeutsamer wassertouristischer Anziehungspunkt in Nordbrandenburg ist. Auf der 
vom jetzigen Eigentümer im Jahr 2017 erworbenen fast vollständig versiegelten Fläche befand 
sich bis zu seiner Schließung ein Gasbetonwerk. Zwischenzeitlich wurden bereits Konzepte 
für eine wassertouristische und wassersportgewerbliche Nachnutzung für die Flächen der 
nördlich der Stadt gelegenen Industriebrachen erarbeitet, was sich im Flächennutzungsplan 
und im Landschaftsplan der Stadt Zehdenick durch die Ausweisung von gewerblichen Bauflä-
chen und möglichem Hafenausbau widerspiegelt. 

Der Grundstückseigentümer beabsichtigt, auf der nördlich an die Gebäude des ehemaligen 
Gasbetonwerks angrenzenden nahezu vollversiegelten Freifläche weitere der Marina zuge-
ordnete Nutzungen zu etablieren. Als erste vorgezogene und im Herbst 2022 bereits umge-
setzte Maßnahme war der Bau einer Gaststätte mit ca. 80 Sitzplätzen und einer Terrasse. 

Darüber hinaus sind folgende Maßnahmen zur städtebauchen Neuordnung geplant: 

1. Die Abgrenzung eines Bereichs für Parkplätze inkl. von Ladesäulen für Elektroautos, 
2. Die Errichtung von Fahrradstellplätzen, einschließlich Ladesäulen für E-Bikes, 
3. die Herrichtung einer Fläche für bis zu maximal 10 bis 15 Wohnmobilstellplätzen, 
4. die Herrichtung einer Fläche für bis zu 15 Ferienhäuser, 
5. sowie die Erweiterung einer dem Bedarf angepassten Sanitäreinrichtung. 

Weiterhin soll auf dem Gelände ein Verkaufsbüro/Show-Room für Motorboote und Yachten 
entstehen. 

Die Fläche des ehemaligen Betonwerks soll für touristische Zwecke weiter qualifiziert werden. 
Ziel ist es, am Standort eine moderne Hafenanlage mit Full Service Angeboten zu etablieren. 
Die Marina am Prerauer Stich in Zehdenick verfügt über ca. 150 attraktive Liegeplätze, ein 
modernes und sicheres Winterlager, eine eigene Werft und einen kleinen Hafenshop. Sie bil-
deten bisher das wassertouristische Ensemble. Damit der Tourismus als neuer Wirtschafts-
zweig für die Region weiter an Bedeutung gewinnen kann, sollen die Angebote erweitert und 
das Gebiet teilweise auch neu strukturiert werden.  

Da jedoch nach erster Einschätzung durch den Landkreis Oberhavel die in Rede stehende 
Fläche dem Außenbereich zuzuordnen wäre, wurde die Baugenehmigung für das Restaurant 
zunächst versagt.  

Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die beabsichtigten weiteren gastronomi-
schen und touristischen Nutzungen zu schaffen, ist daher die Aufstellung eines Bebauungs-
plans erforderlich.  
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A.2 Beschreibung des Plangebiets 

A.2.1 Räumliche Lage 

Das Plangebiet befindet sich am nördlichen Rand des im Zusammenhang bebauten Ortsteils 
der Stadt Zehdenick, der an diesem Bereich industriell-gewerblich geprägt ist. Das Gebiet wird 
begrenzt durch 

- den Prerauer Stich im Westen, 

- die Waldstraße mit dem angrenzenden Waldstich im Norden und Osten sowie 

- dem mit Lagerhallen bebauten Bereich der Marina Zehdenick. 

A.2.2 Geltungsbereich und Eigentumsverhältnisse 

A.2.2.1 Geltungsbereich 

Der ca. 2,3 Hektar große Geltungsbereich umfasst die Flurstücke 625 (teilweise), 107/3 und 
199/13 (teilweise) sowie die angrenzende öffentliche Straße (Waldstraße) bis zur Straßen-
mitte. Der Geltungsbereich wurde so abgegrenzt, dass die Flächen, auf denen künftig eine 
bauliche Entwicklung vollzogen werden soll, enthalten sind, jedoch nicht die ebenfalls auf dem 
gleichen Grundstück befindlichen nördlich angrenzenden weitestgehend unversiegelten Frei-
flächen und auch nicht die bereits bebauten südlich angrenzenden Flächen, auf denen keine 
bauliche Entwicklung mehr stattfinden soll. 

Der Uferbereich zwischen der für den Betrieb einer Marina unverzichtbaren Steganlage und 
den vollversiegelten neu zu überplanenden Flächen wurde im Sinne einer potenziell konflikt-
bewältigenden Abgrenzung des Geltungsbereichs mit einbezogen, genauso wie die unversie-
gelte Freifläche parallel zur Waldstraße, die aus artenschutzrechtlichen Gründen für eine Be-
bauung auszuschließen ist. 

Wasserflächen des Prerauer Stichs sind nicht Bestandteil des Geltungsbereichs.  

A.2.2.2 Eigentumsverhältnisse 

Die privaten Flurstücke befinden sich im Eigentum der Marina am Zehdenick GmbH. Die öf-
fentlichen Straßen sind Eigentum der Stadt Zehdenick.  

A.2.2.3 Gebiets- / Bestandssituation 

Die Gesamtfläche der Marina beträgt etwa 8,5 ha und besteht im Wesentlichen aus drei Be-
reichen: Im Süden, angrenzend an weitere Gewerbeflächen, aus dem wassersportgewerbli-
chen Teil, daran anschließend aus dem touristischen und Freizeitbereich, und ganz im Norden 
bleibt die Fläche naturbelassen unverändert, was dem Charakter der nördlich angrenzenden 
Erholungs- und Freiflächen der Tonstichlandschaft Zehdenick entgegenkommt.  
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Der Bebauungsplan betrifft den touristischen Bereich mit einer Gesamtgröße von ca. 2,3 ha. 
Das Plangebiet wird im Süden begrenzt durch das Gewerbegebiet nördlich des Ziegeleisti-
ches, im Nordwesten durch den Prerauer Stich mit den bereits teilweise errichteten Steganla-
gen, und im Nordosten durch die Waldstraße auf Höhe des Waldstiches. Es rundet die bebaute 
Ortslage der Stadt Zehdenick im Norden ab.  

Vorhanden sind Parkflächen und das neu errichtete Hafengebäude mit Sanitäranlage, Shop 
und Büro des Hafenmeisters. Der Betreiber des Restaurants führte auf der Marina zuvor einen 
(mobilen) Imbiss.  

 

A.2.3 Planungsrechtliche Ausgangssituation 

Die Stadt Zehdenick verfügt zur Abgrenzung der Siedlungsbereiche weder über eine Innenbe-
reichs-, noch über eine Außenbereichssatzung. Für das vorliegende Bauleitplanverfahren stellt 
der Landkreises OHV in seiner Stellungnahme vom 17.02.2021 fest, dass die Voraussetzun-
gen für die Anwendung eines beschleunigten Bebauungsplanverfahrens für einen Bebauungs-
plan der Innenentwicklung vorliegen, soweit ausschließlich die bisher versiegelten Flächen in 
den Geltungsbereich einbezogen werden.  

Die Nutzung als Betonwerk mit umfangreichen Lagerflächen wurde aufgegeben, die anthro-
pogen überformte und vorbelastete im baulichen Zusammenhang befindliche Fläche ist größ-
tenteils versiegelt und nicht für eine neue Nutzung verwendet worden. Die vorherigen Nutzun-
gen haben zu einer Beeinträchtigung der Umwelt geführt. Die Fläche steht heute nur noch 
eingeschränkt für natürliche Vegetationsentwicklung zur Verfügung, da die frühere Bebauung 
weiterhin vorhanden ist. Das zu beplanende Gebiet gehört somit zum Siedlungsbereich.  

Die Überplanung dieser Fläche wird als Maßnahme der Innenentwicklung betrachtet, da sie 
eine Ergänzung des bestehenden Siedlungskörpers darstellt. 

Das Bebauungsplanverfahren wird aus vorgenannten Gründen und im Ergebnis der in der 
Vorentwurfsphase bereits durchgeführten Prüfung der Anwendungskriterien (s. Anlage 1) im 
beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB durchgeführt.  

 

A.2.4 Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt von der Waldstraße aus, deren Bau-
lastträger die Stadt Zehdenick ist. 

Die Erschließung des Plangebietes mit Strom, Medien, Trink- und Schmutzwasser ist gesi-
chert. 

 

A.3 Planerische Ausgangssituation (und weitere rechtliche Rah-
menbedingungen) 

A.3.1 Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung / Regio-
nalplanung 

Nach § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) sind die Bauleitpläne der Gemeinden den überge-
ordneten Grundsätzen und Zielen der Raumordnung und Landesplanung anzupassen. Neben 
allgemeinen Vorgaben aus dem Raumordnungsgesetz (ROG) des Bundes sind im Rahmen 
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der verbindlichen Bauleitplanung insbesondere Landesentwicklungs- und Regionalpläne zu 
beachten.  

Ziele der Raumordnung und Landesplanung ergeben sich aus dem Landesentwicklungspro-
gramm 2007 (LEPro 2007) vom 18.12.2007 (GVBl. I S. 235), das ab seinem Inkrafttreten am 
1. Februar 2008 den übergeordneten Rahmen der gemeinsamen Landesplanung für die 
Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg bildet.  

Sie ergeben sich weiterhin aus dem Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Bran-
denburg (LEP HR), der als Rechtsverordnung der Landesregierungen auf der Ebene der Lan-
desplanung die Raumordnung konkretisiert und ergänzt. Er ist am 01.07.2019 wirksam gewor-
den – veröffentlicht im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg, Teil II, Jahr-
gang 2019, Nummer 35 – und hat den Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-
B) abgelöst. 

 

Landesentwicklungsprogramm für die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg  

Das geplante Vorhaben entspricht den Festlegungen (Grundsätzen der Raumordnung) des 
Landesentwicklungsprogramms 2007, wonach die Hauptstadtregion nach den Prinzipien der 
zentralörtlichen Gliederung entwickelt werden soll. Das bedeutet, dass zukünftige Siedlungs-
entwicklungen und Ansiedlungen innerhalb der raumordnerisch festgelegten Siedlungsberei-
che stattfinden und der Stärkung der zentralen Orte dienen sollen. 

Gemäß § 5 Abs. 2 und 3 LEPro 2007 soll bei der Siedlungsentwicklung die Innenentwicklung 
Vorrang vor der Außenentwicklung haben. Bei der Siedlungstätigkeit soll daher neben der Er-
haltung und Umgestaltung des baulichen Bestandes vorhandener Siedlungsbereiche vor al-
lem die Reaktivierung von Brachflächen bzw. eine Nutzung erschlossener Baulandreserven 
Priorität haben. Mit der damit zu erwartenden erhöhten Auslastung bestehender Infrastruktur- 
und Gemeinbedarfseinrichtungen kann deren Tragfähigkeit gestützt und zugleich verkehrsver-
meidend nahräumlich organisiert werden, was zu einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung 
beiträgt.  

 

Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg  

Der aus dem LEPro abgeleitete LEP HR trifft als Rechtsverordnung der Landesregierungen 
mit Wirkung für das jeweilige Landesgebiet Festlegungen in textlicher und zeichnerischer Form 
zur Steuerung der Siedlungs- und Freiraumentwicklung. Die Festlegungen sind in Ziele (Z; 
verbindliche Vorgaben der Raumordnung) und Grundsätze (G; allgemeine Vorgaben der 
Raumordnung für nachfolgende Abwägungs- und Ermessensentscheidungen) gegliedert. Im 
LEP HR werden textliche Festsetzungen zu folgenden Themen getroffen: 

1. Hauptstadtregion 
2. Wirtschaftliche Entwicklung, Gewerbe und großflächiger Einzelhandel 
3. Zentrale Orte, Grundversorgung und grundfunktionale Schwerpunkte 
4. Kulturlandschaften und ländliche Räume 
5. Siedlungsentwicklung 
6. Freiraumentwicklung 
7. Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung 
8. Klima, Hochwasser und Energie 
9. Interkommunale und regionale Kooperation. 
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Für die vorliegende Planung des Bebauungsplans Nr. „Marina am Prerauer Stich“ sind insbe-
sondere folgende Ziele (Z) und Grundsätze (G) der Raumordnung relevant:  

Festlegungskarte 

Gemäß Festlegungskarte des LEP HR liegt das Bebauungsplangebiet innerhalb eines Mittel-
zentrums in Funktionsteilung (Zehdenick mit Gransee).  

5 Siedlungsentwicklung 

G 5.1 Innenentwicklung und Funktionsmischung.  

(1) Die Siedlungsentwicklung soll unter Nutzung von Nachverdichtungspotenzialen 
innerhalb vorhandener Siedlungsgebiete sowie unter Inanspruchnahme vorhandener 
Infrastruktur auf die Innenentwicklung konzentriert werden. Dabei sollen die Anforde-
rungen, die sich durch die klimabedingte Erwärmung insbesondere der Innenstädte 
ergeben, berücksichtigt werden. 

(2) Die Funktionen Wohnen, Arbeiten, Versorgung, Bildung und Erholung sollen ei-
nander räumlich zugeordnet und ausgewogen entwickelt werden. 

Z 5.2 Anschluss neuer Siedlungsflächen.  

(1) Neue Siedlungsflächen sind an vorhandene Siedlungsflächen anzuschließen. 

(2) Für Gewerbe- und Industrieflächen sind Ausnahmen von Absatz 1 zulässig, wenn 
besondere Erfordernisse des Immissionsschutzes oder der Verkehrserschließung ein 
unmittelbares Angrenzen neuer Flächen an vorhandene Siedlungsgebiete ausschlie-
ßen. 

6 Freiraumentwicklung 

G 6.1 Freiraumentwicklung.  

 (1) Der bestehende Freiraum soll in seiner Multifunktionalität erhalten und entwickelt 
werden. Bei Planungen und Maßnahmen, die Freiraum in Anspruch nehmen oder neu 
zerschneiden, ist den Belangen des Freiraumschutzes besonderes Gewicht beizu-
messen. 

 (2) Der landwirtschaftlichen Bodennutzung ist bei der Abwägung mit konkurrierenden 
Nutzungsansprüchen besonderes Gewicht beizumessen. Die Weiterentwicklung von 
Möglichkeiten der Erzeugung von nachhaltiger ökologisch produzierter Landwirt-
schaftsprodukte ist in Ergänzung zur konventionellen Erzeugung von besonderer Be-
deutung. 

Z 6.2 Freiraumverbund 

(1) Der Freiraumverbund ist räumlich und in seiner Funktionalität zu sichern. Raum-
bedeutsame Planungen und Maßnahmen, die den Freiraumverbund in Anspruch neh-
men oder neu zerschneiden, sind ausgeschlossen, sofern sie die Funktionen des 
Freiraumverbundes oder seine Verbundstruktur beeinträchtigen. 

(2) Ausnahmen von Absatz 1 Satz 2 sind unter der Voraussetzung, dass 

- die raumbedeutsame Planung oder Maßnahme nicht auf anderen geeigneten Flä-
chen außerhalb des Freiraumverbundes durchgeführt werden kann und 

- die Inanspruchnahme minimiert wird, 

in folgenden Fällen möglich: 
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- für überregional bedeutsame Planungen oder Maßnahmen, insbesondere für eine 
überregional bedeutsame linienhafte Infrastruktur, soweit ein öffentliches Inte-
resse an der Realisierung besteht, 

- für die Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen einschließlich der unmittelbar da-
für erforderlichen Flächen für den Gemeinbedarf, für Ver- und Entsorgungsanla-
gen und für Verkehrsflächen. 

Bewertung der planungsrelevanten Ziele und Grundsätze 

Mit dem Bebauungsplan wird dem raumordnerischen Grundsatz des sparsamen Umgangs mit 
Grund und Boden Rechnung getragen. Insbesondere der Grundsatz 5.1. LEP HR, wonach 
Siedlungsentwicklung, zu der auch die gewerbliche Entwicklung zählt, auch unter Inanspruch-
nahme vorhandener Infrastruktur erfolgen soll, wird mit der vorliegenden Planung verfolgt. 
Ebenso wird dem Ziel 5.2. Rechnung getragen, wonach neue Siedlungsflächen an vorhandene 
Siedlungsflächen anschließen sollen. 

Das Plangebiet liegt nicht im Freiraumverbund. 

Die Planung widerspricht den Zielen der Raumordnung nicht. In ihrer Stellungnahme vom 
24.03.2021 zur Zielanfrage gem. Art. 12 bzw. 13 des Landesplanungsvertrages erläutert die 
Gemeinsame Landesplanung „Das Plangebiet hat Anschluss an das Siedlungsgebiet von Zeh-
denick und liegt außerhalb des Freiraumverbundes, Ziele der Raumordnung (hier insbeson-
dere Z 5.2 und Z 6.2 LEP HR) stehen der Planungsabsicht nicht entgegen“. 

Regionalplan Prignitz-Oberhavel  

Die Regionalversammlung Prignitz-Oberhavel hat am 30. April 2019 die Aufstellung eines zu-
sammenfassenden und fachübergreifenden Regionalplans Prignitz-Oberhavel beschlossen 
(Beschluss 1/2019). Am 13. November 2019 hat die nach den Kommunalwahlen neu zusam-
mengesetzte Regionalversammlung entschieden, zunächst nur die durch den Landesentwick-
lungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) zugewiesenen pflichtigen Themen 
zu bearbeiten (Beschluss 10/2019). Am 8. Oktober 2020 hat die Regionalversammlung vor 
dem Hintergrund ausstehender Fachbeiträge zur Rohstoffsicherung und zum Hochwasser-
schutz beschlossen, die Festlegung von Eignungsgebieten für die Windenergienutzung in ei-
nem eigenständigen sachlichen Teilplan vorzunehmen und aus dem zusammenfassenden 
und fachübergreifenden Plan auszugliedern (Beschluss 5/2020).  

Mit der Bekanntmachung vom 26. November 2020, veröffentlicht im Amtsblatt für Brandenburg 
Nr. 51 vom 23. Dezember 2020 ist der Sachliche Teilplan „Grundfunktionale Schwerpunkte“ 
der Regionalen Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel in Kraft getreten. Auf das Bebau-
ungsplangebiet hat der Teilplan keinen Einfluss, da die Stadt Zehdenick mit der Stadt Gransee 
als Mittelzentrum in Funktionsteilung keine grundfunktionalen Schwerpunkte ausweisen 
konnte. 

A.3.2 Landschaftsplanung 

Das Landschaftsprogramm Brandenburg von 2001 umfasst die aus Sicht der Landschaftspla-
nung erforderlichen Entwicklungsziele und Maßnahmen auf Landesebene, die unter Abwä-
gung mit anderen Belangen in das LEPro 2007 und den LEP HR eingeflossen sind. Die Leitli-
nien des Landschaftsprogramms benennen die nachhaltige Sicherung der Naturgüter durch 
eine am Vorsorgeprinzip orientierte Planung als Aufgabe von Naturschutz und Landschafts-
pflege. Im Rahmen der Siedlungsentwicklung sind Strategien zur Reduzierung des 
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Flächenverbrauchs, zur Verbesserung der klimatischen Bedingungen sowie zum Erhalt und 
zur Entwicklung ausreichender, für die Erholung geeigneter Freiräume zu berücksichtigen. 

A.3.3 Flächennutzungsplan 

Im wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Zehdenick ist der überwiegende Teil des 
Bebauungsplangebietes als gewerbliche Baufläche dargestellt. Ein zum Ufer des Prerauer 
Stich orientierter Teilbereich ist als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. 

Der durch das Gesetz zur Erleichterung von Planungsvorhaben für die Innenentwicklung der 
Städte am 12.12.2006 im BauGB neu eingeführte § 13 a "Bebauungspläne der Innenentwick-
lung" erlaubt es, einen Bebauungsplan aufzustellen, der von den Darstellungen des Flächen-
nutzungsplans abweicht. Der Flächennutzungsplan (FNP) wird im Wege der Berichtigung an-
gepasst (§ 13 a (2) Satz 2). 
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A.3.4 Bestimmungen inkl. Kennzeichnungen und nachrichtlicher Übernah-
men 

Auf einem 132 m² großen Teilbereich des Flurstückes 625 der Flur 4 besteht eine beschränkt 
persönliche Dienstbarkeit zu Gunsten des Landrates des Landkreises. Die Fläche entspricht 
vollumfänglich der in der Planzeichnung als private Grünfläche gekennzeichneten Fläche.  

Die beschränkt persönliche Dienstbarkeit ist Ausfluss einer anderen gesetzlichen Vorschrift, 
nämlich des Wasserrechtes. Die Dienstbarkeit selbst ist aber keine unmittelbare gesetzliche 
Vorschrift als Teil des öffentlichen Rechtssystems.  

Zum besseren Verständnis der gewählten zeichnerischen Festsetzung wird die beschränkt 
persönliche Dienstbarkeit hier aufgeführt: „Die Entwicklung von Schilf und Weidengebüsch aus 
dem wasserrechtlichen Genehmigungsverfahren mit dem Aktenzeichen Reg.-Nr.: ZWB – Ze- 
405/2017 des Landkreises Oberhavel ist vom jeweiligen Eigentümer zu dulden und unwider-
ruflich dort zu bewahren. Es sind alle Maßnahmen und Tätigkeiten zu unterlassen, die der 
Erhaltung der Flächen mit Schilf- und Weidengebüsch entgegenstehen oder diese gefährden 
können. Dies betrifft insbesondere Maßnahmen wie die Beseitigung der Vegetation, Bebauung 
und Überführung der Fläche in eine andere Nutzungsart.“ 
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B Planinhalte und Planfestsetzungen 

B.1 Ziele und Zwecke der Planung 

Ziel der Planung ist es, durch Festsetzung eines sonstigen Sondergebietes „Marina“ gemäß 
§ 11 Absatz 2 BauNVO die Realisierung und den Betrieb einer Marina (einschließlich der er-
forderlichen Nebenanlagen) planungsrechtlich zu ermöglichen und die Entwicklung des ehe-
maligen Industriegeländes zu einer modernen Marina mit zeitgemäßer Infrastruktur zu sichern.  

B.2 Entwicklung der Planungsüberlegungen 

B.2.1  Verkehrskonzept und Erschließung 

Das Plangebiet ist verkehrlich und medientechnisch bereits erschlossen. Auch für die künftig 
geplanten Nutzungen wird die Zufahrt von der Waldstraße aus erfolgen bzw. werden Nutzer 
der Marina vom Wasser aus das Gelände erreichen und sich auf dem Gelände zu Fuß bewe-
gen.  

B.2.2 Städtebauliches Konzept / Nutzungskonzept 

Das städtebauliche Konzept beruht auf Überlegungen zur kurz- bis mittelfristigen Erweiterung 
des Angebots der Marina.  
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Mit Vorlage der Baugenehmigung, die im Herbst 2022 erteilt wurde, konnte das Restaurant 
neben dem bestehenden Hafengebäude errichtet werden. Restaurants gehören zu den typi-
schen Ausstattungsmerkmalen derartiger Marinas. Das Restaurant wird sowohl von Wasser-
touristen besucht als auch von Bewohnern aus Zehdenick und dem Umland stark nachgefragt. 

Der zentrale Bereich des Plangebiets wird durch das Service Center der Marina sowie dem 
neuen nördlich angrenzenden Bereich der Gastronomie gebildet (SO 1). 

Im südwestlichen Plangebiet wird eine Fläche für Wohnmobile vorgesehen. Die heute versie-
gelte Fläche ist für 10 bis 14 Wohnmobilstellplätze dimensioniert.  

Nördlich der Kranbahn sollen Stellplätze für sogenannte Dauerlieger entstehen (SO 3).  

Zwei entlang der Waldstraße parallel verlaufenden ökologisch wertvollen Teilflächen (Fläche 
C und D) werden als private Grünfläche festgesetzt. Für die Restaurantbesucher sind südlich 
der Grünflächen Stellplätze für Pkw angeordnet. Sie befinden sich in Nähe zur Grundstücks-
zufahrt von der Waldstraße, so dass unnötige Verkehre auf dem Areal vermieden werden.  

Im nördlichen Bereich des Geltungsbereichs wird eine heute versiegelte Fläche für ca. 10 bis 
15 Ferienhäuser ausgewiesen (SO 2). Der Eigentümer steht mit einem Investor/Projektent-
wickler in Verhandlung, die dort sogenannte „slubes“ errichten wollen. Das bereits an 4 Stand-
orten realisierte Konzept für die Entwicklung und Vermarktung der „slubes“ sieht die Errichtung 
dieser Ferienhäuser auf verschiedenen Marina-Standorten entlang des Radweges Berlin – 
Kopenhagen vor. Der Bebauungstyp „slube“ stellt eine mögliche Bebauung dar. Auf der Fläche 
SO 2 könnten aber auch andere Ferienhaus-Konzepte realisiert werden. 

 

Am südwestlichen Ende des Geltungsbereichs soll zum einen die in den Prerauer Stich ra-
gende Kranbahn überdacht werden, um im Wasser liegende Boote witterungsgeschützt be- 
und entladen zu können. Vorgenanntes Projekt liegt außerhalb des Geltungsbereichs. Es wird 
mittelfristig über ein wasserrechtliches Verfahren geregelt. 

Direkt angrenzend soll landseitig unterhalb der Kranbahn ein Verkaufsbüro (Showroom) er-
richtet werden, in dem der Verkauf von Booten abgewickelt werden kann (SO 5). 

Des weiteren sind im Übergangsbereich zum Ufer des Prerauer Stichs Flächen für Fahrrad-
stellplätze, Bollerwagen und Kurzzeit-Parkplätze zum Be- und Entladen vorgesehen.  

 

B.3 Begründung der Festsetzungen 

B.3.1 Art der baulichen Nutzung 

Die Art der baulichen Nutzung wird auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) durch die Festsetzung eines Sonstigen Sondergebiets „Marina“ bestimmt. 

Sondergebiet „Marina“ 

Im Plangebiet wird ein Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Marina“ nach § 9 
Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 11 BauNVO festgesetzt, um das gemeindliche Entwicklungsziel 
zum Ausbau des lokalen Gewerbes und der touristischen Infrastruktur umzusetzen. Die zuläs-
sigen baulichen Nutzungen werden differenziert nach fünf Gebieten in der Textlichen Festset-
zung Nr. 1 definiert: 
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Textliche Festsetzung Nr. 1 - Art der baulichen Nutzung 

Das Sonstige Sondergebiet „Marina“ umfasst fünf Teilflächen (SO 1 bis SO 5), die der Unter-
bringung einer Marina mit dazugehörigen Anlagen dienen. 

Im Sondergebiet mit der Bezeichnung SO Marina 1 allgemein zulässig sind: 

- Hafengebäude, 

- Schank- und Speisewirtschaften, 

- Sanitäre Anlagen, die dem Betrieb und den Nutzern der Marina dienen, 

- Stellflächen für Boote, 

- Pkw-Stellplätze, die dem Betrieb und den Nutzern der Marina dienen, 

- Büros für den Verkauf von Booten, 

- Kranbahnen, 

- Anlagen für sportliche und gesundheitliche Zwecke, 

- Flächen für Fahrradstellplätze und Bollerwagen. 

Im Sondergebiet mit der Bezeichnung SO Marina 2 allgemein zulässig sind: 

- Max. 15 Ferienhäuser mit einer max. Grundfläche pro Gebäude von 50 m², 

- Flächen für Fahrradstellplätze. 

Im Sondergebiet mit der Bezeichnung SO Marina 3 allgemein zulässig sind: 

- Max. 14 Stellplätze für Wohnmobile inkl. Serviceangebote wie z.B. Stationen zur Ver-
sorgung und Entsorgung von Frisch- und Abwasser sowie Stromanschlüsse. 

Im Sondergebiet mit der Bezeichnung SO Marina 4 allgemein zulässig sind: 

- Stellplätze für Dauerlieger. 

Im Sondergebiet mit der Bezeichnung SO Marina 5 allgemein zulässig sind: 

- Ausstellungs- und Verkaufsflächen für Boote und Yachten, 

- Stellplätze, 

- Flächen für Außenlager, 

- Kranbahnen, 

- Max. zwei Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen und für Betriebsinha-
bende sowie Betriebsleitende. 

 

Begründung: 

Die textliche Festsetzung Nr. 1 dient der Gliederung und Strukturierung der Nutzungen im 
Sondergebiet „Marina“. Sie sichert die städtebauliche Ordnung des Gebiets. 

Weitere Nutzungen sind nicht vorgesehen und sollen somit auch nicht für zulässig erklärt wer-
den. 

 

B.3.2 Maß der baulichen Nutzung 

Textliche Festsetzung Nr. 2 – Maß der baulichen Nutzung 

Im Sonstigen Sondergebiet „Marina“ ist eine max. GRZ von 0,8 zulässig. 
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Begründung: 

Das Maß der baulichen Nutzung wird im Bebauungsplan auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB und § 16 BauNVO (Baunutzungsverordnung) durch die festgesetzten Grundflächen-
zahlen (GRZ) oder die Größe der Grundflächen (GR) als Höchstmaß, die festgesetzte Ge-
schossflächenzahl (GFZ) und die Anzahl der Vollgeschosse oder die Höhe baulicher Anlagen 
bestimmt [siehe Planzeichnung].  

Die GRZ wird für die Gesamtfläche des Sonstigen Sondergebiets Marina (Teilflächen SO 1 – 
SO 5) auf maximal 0,8 festgesetzt, was dem Orientierungswert als Obergrenze für Sonderge-
biete gemäß § 1 Abs. 7 BauNVO entspricht.  

Die Umsetzung des Grobkonzeptes würde „auf der grünen Wiese“ eine geringere GRZ erfor-
dern. Da jedoch bereits weite Teile der zu überplanenden Fläche sowie der betroffenen Grund-
stücke (die sich teilweise auch über das Plangebiet hinaus erstrecken) versiegelt sind, wäre 
bei einer niedrigeren GRZ die Errichtung von Gebäuden selbst auf den bereits versiegelten 
Flächen nicht mehr zulässig. 

 

B.3.3 Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren Grundstücksflächen, innerhalb welcher die baulichen Anlagen der Haupt-
nutzung errichtet werden dürfen, werden auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB und § 23 
Abs. 3 BauNVO durch die in der Planzeichnung festgesetzten Baugrenzen bestimmt.  

Innerhalb der durch die festgesetzten Baugrenzen bestimmten Baufelder müssen die geplan-
ten Gebäude nicht direkt auf der Baugrenze errichtet werden, sondern können auch hinter 
diese zurücktreten. Innerhalb des Baufeldes besteht somit ein Spielraum für die Anordnung 
der Gebäude. 

Durch die festgesetzten Baugrenzen wird lediglich die zulässige Lage der baulichen Anlagen 
der Hauptnutzung geregelt. Die mit der Hauptnutzung in Verbindung stehenden Nebenanla-
gen sind gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO regelmäßig auch auf den nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen zulässig, wenn im Bebauungsplan nichts anderes festgesetzt ist. 

Die Baugrenzen verlaufen im Nordosten und Südosten entlang der bisher versiegelten Fläche 
in einem Abstand von 3,0 Metern zur angrenzenden privaten Grünfläche. Im Nordwesten und 
Westen wird die Baugrenze entlang der bisher versiegelten Fläche festgesetzt. Außerhalb die-
ser Baugrenzen werden die unversiegelten Flächen als Flächen mit Bindungen für Bepflan-
zungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie 
von Gewässer Landschaft festgesetzt (s. Planzeichnung Fläche A und B).  

Im Süden (SO 5) verläuft sie in einem Grenzabstand von 3,0 Metern zur Geltungsbereichs-
grenze. 

 

B.3.4 Höhe baulicher Anlagen, Vollgeschosse 

Textliche Festsetzung Nr. 3 – Höhe baulicher Anlagen 

Die max. zulässige Höhe der baulichen Anlagen beträgt: 

- 55,0 m über DHHN 2016 für SO Marina 1 und SO Marina 2 

- 59,0 m über DHHN 2016 für SO Marina 5. 
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Die Höhe der baulichen Anlagen wird in den Sondergebieten SO Marina 1 und SO Marina 2 
über die Festsetzung einer Oberkante von 55,0 m über DHHN bestimmt. Das entspricht etwa 
sechs Meter über der mittleren Geländeoberfläche. Somit wären Gebäude mit maximal zwei 
Vollgeschossen realisierbar, es ist jedoch davon auszugehen, dass die vorgesehenen neuen 
Nutzungen überwiegend in eingeschossiger Bauweise errichtet werden. 

Im Sondergebiet SO Marina 5, wird ein Baufeld für einen Showroom für Motorboote und Yach-
ten ausgewiesen. In dem Gebiet sollen außerdem die Errichtung von max. zwei Wohnungen 
für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen oder für Betriebsinhaber und Betriebsleiter errichtet 
ermöglicht werden. Im SO Marina 5 wird für den Baukörper eine Oberkante von 59,0 m über 
DHHN festgesetzt, um ein zweigeschossiges Gebäude mit einer erhöhten Deckenhöhe im EG 
für den Showroom und ansonsten eine übliche Deckenhöhe im 1. OG zu ermöglichen. 

Begründung: 

Mit der Festsetzung einer Oberkante von 55,0 m bzw. 59,0 m über DHHN soll einer übermä-
ßigen Veränderung des Landschaftsbildes an der Schnittstelle zwischen Innen- und Außen-
bereich der Stadt Zehdenick vermieden werden. Die bestehenden Gebäude des ehemaligen 
Gasbetonwerks bleiben gebietsprägend. 

 

B.3.5 Bauweise 

Textliche Festsetzung Nr. 4 – Bauweise 

In dem Sonstigen Sondergebiet „Marina“ ist ausschließlich eine offene Bauweise zulässig.  

Begründung 

Für das Sonstige Sondergebiet „Marina“ wird eine offene Bauweise festgesetzt. Durch die 
textliche Festsetzung Nr. 4 wird sichergestellt, dass keine das Landschaftsbild beeinträchti-
genden Gebäudelängen entstehen. Somit bildet die Bauweise an der Schnittstelle zwischen 
Innen- und Außenbereich der Stadt Zehdenick einen verträglichen Übergang.  

 

B.3.6 Verkehrsflächen 

Textliche Festsetzung Nr. 5 - Einteilung der Verkehrsflächen 

Die Einteilung der Verkehrsflächen ist nicht Gegenstand des Bebauungsplans. 

Begründung: 

Zur Anbindung an das öffentliche Verkehrsnetz wird die Waldstraße bis zur Straßenmitte als 
öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt. Die Verkehrsflächen liegen im Bestand vor, auch die 
medientechnische Erschließung ist gesichert. Eine Änderung der Einteilungen der Straßen-
verkehrsfläche ist nicht vorgesehen.  

 

B.3.7 Immissionsschutz 

Es sind keine Festsetzungen zum Immissionsschutz erforderlich. 
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Begründung: 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans werden keine neuen Nutzungen ermöglicht, die zu 
übermäßigen Lärmbelastungen führen, zumal sich im näheren Umfeld des Plangebietes keine 
Nutzungen mit Schutzansprüchen befinden.  

 

Einwirkende Immissionen im Bebauungsplangebiet 

Es ist zu erwarten, dass durch den sehr geringen Straßenverkehr der Waldstraße die Orien-
tierungswerte der DIN 18005 für Sondergebiete eingehalten werden. Auch der Zielverkehr zur 
Marina ist mit den Erfahrungswerten der heutigen (bereits bestehenden) Nutzungen mit max. 
50 bis 80 Fahrzeugen / Tag bzw. 10 Fahrzeugen pro Stunde für Besucher der Gaststätte und 
für Nutzer der Marina zu vernachlässigen. Die Verkehre zu den Wohnmobilstellplätzen sind 
aufgrund der geringen Anzahl an Plätzen ebenfalls irrelevant. Auch die Lärmemissionen durch 
den Betrieb auf dem angrenzenden Winteraußenlager treten nur tagsüber und zeitlich punk-
tuell auf. Eine Hafenordnung sowie eine Betriebsordnung für die Gaststätte sichern die Ein-
haltung der Orientierungswerte. Auch liegt der Bereich für die Ferienhäuser abseits der Park-
plätze der Gaststätte, so dass eine Störung des Bereichs SO Marina 2 auszuschließen ist. 
Eine verbindliche Beurteilung der auf das Gebiet SO Marina 2 einwirkenden Immissionen ob-
liegt der zuständigen Genehmigungsbehörde im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens. 

 

Ausgehende Immissionen vom Bebauungsplangebiet 

Aufgrund der geringen Verkehrsströme werden Schallemissionen der Ziel- und Quellverkehre 
von und zu der Gaststätte und von bzw. zu den 10 bis 15 Wohnmobilstellplätzen sowohl tags-
über als auch nachts eingehalten. 

Auch ist zu erwarten, dass gem. der TA-Lärm die Maximalpegel die Immissionsrichtwerte tags 
um nicht mehr als 30 dB(A) und die Immissionsrichtwerte nachts um nicht mehr als 20 dB(A) 
überschritten und im Sondergebiet eingehalten werden. 

Zur Einhaltung der Orientierungswerte der DIN 18005 im Plangebiet sind keine Schallschutz-
maßnahmen erforderlich. Auch die gegenseitige Rücksichtnahme und Schutzbedürftigkeit der 
Nutzungen SO Marina 1 bis SO Marina 5 erfordern keine Festsetzungen zum Immissions-
schutz. 

 

Textliche Festsetzung Nr. 6 – Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die 
Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewäs-
ser 

Auf den mit A und B gekennzeichneten Flächen mit Bindungen für Pflanzungen und Erhal-
tung ist die vorhandene Vegetation zu erhalten und der Wurzelraum zu schützen. 

Begründung: 

Die Festsetzung dient dem Erhalt und dem Schutz der Ufervegetation. Sie ist ein Erfordernis 
aus der faunistischen Kartierung sowie des artenschutzrechtlichen Gutachtens.  

Städtebaulich bilden die Flächen A und B die Einbindung in die Landschaft, die ohne große 
Veränderung erhalten werden soll. Zudem bilden sie aber auch den Übergang zur Steganlage, 
die zwar außerhalb des Geltungsbereichs gelegen, wesentlicher Bestandteil der Marina ist.  
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Steganlage und Marina bilden ein Ensemble, das mit dem Bebauungsplan strukturiert weiter-
entwickelt werden soll. 

 

Textliche Festsetzung Nr. 7  

Auf der mit E bezeichneten Fläche sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO oder 
sonstige bauliche Anlagen nicht zulässig. 

Begründung: 

Die Festsetzung als Private Grünfläche, die nicht überbaut werden darf, sichert die Umsetzung 
der beschränkt persönliche Dienstbarkeit, die im Zuge der wasserrechtlichen Genehmigung 
für die Steganlage erlassen wurde. Die Dienstbarkeit selbst ist aber keine unmittelbare gesetz-
liche Vorschrift als Teil des öffentlichen Rechtssystems, so dass eine nachrichtliche Über-
nahme zur Sicherung nicht möglich ist. 

 

Textliche Festsetzung Nr. 8 – Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft   

Die mit C und D gekennzeichneten Flächen sind als geeigneter Lebensraum für Zauneidech-
sen dauerhaft zu erhalten. 

Begründung: 

Die bezeichneten Flächen C und D werden als Private Grünflächen festgesetzt. Um Sicherzu-
stellen, dass jegliche (negative) Veränderungen des günstigen Lebensraums der Zauneidech-
sen ausgeschlossen ist, ist in Anlehnung des Artenschutzgutachtens das Erfordernis für die 
Festsetzung geboten (s. auch Kapitel D).  

 

B.3.8 Nachrichtliche Übernahmen 

Bei Nachrichtlichen Übernahmen gemäß § 9 Abs. 6 BauGB handelt es sich um Inhalte des 
Bebauungsplans, die sich entweder aus der Bindung an Rechtsnormen ergeben, die der ver-
bindlichen Bauleitplanung übergeordnet sind, oder aus Inhalten gleichrangiger Satzungen, die 
schon vor Aufstellung des Bebauungsplans existierten und sich auch über den Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans erstrecken. Im Bebauungsplan können keine Festsetzungen ge-
troffen werden, die den nachrichtlich übernommenen Inhalten entgegenstehen. 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind keine nachrichtlichen Übernahmen erforderlich. 

B.3.9 Flächenbilanz 
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Allgemeine Nutzung Festgesetzte Nutzung Flächengröße (m²)

Baugebiete Sonstiges Sondergebiet "Marina" 19.570
Verkehrsflächen Straßenverkehrsflächen 620
Freifläche (Flächen C und D) Private Grünflächen 2.520
Freifläche (Fläche E) Private Grünfläche 140

Geltungsbereich gesamt 22.850
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C Auswirkungen der Planung 

C.1.1 Bodenordnung 

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich, da sich die zu bebauenden Flächen des 
Geltungsbereiches im Eigentum des Vorhabenträgers befinden. Die für die externe Erschlie-
ßung erforderlichen Straßen sind mit der Waldstraße vorhanden. Davon ausgehend ist die 
Erschließung mit den vorhandenen Straßen gesichert. 

 

C.1.2 Kosten 

Aus dem Bebauungsplan resultieren für die Stadt Zehdenick weder für die Planungsmaßnah-
men noch für die Umsetzung des geplanten Maßnahmen Kosten. Die Übernahme sämtlicher 
im Zusammenhang mit der Planung und Realisierung des Vorhabens stehenden Kosten durch 
die Eigentümerin der Flächen ist im Rahmen einer Kostenübernahmevereinbarung geregelt. 
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D Auswirkungen auf die Umwelt 

Das Bebauungsplanverfahren wird gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ohne Umweltprüfung durchge-
führt. Dies entbindet jedoch nicht von der Pflicht, die Belange des Umwelt- und Naturschutzes 
nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB zu berücksichtigen.  

Im beschleunigten Verfahren gelten gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB Eingriffe, die aufgrund 
der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Nr. 6 vor 
der planerischen Entscheidung als erfolgt oder zulässig. Demnach ist ein Ausgleich nach Na-
turschutzrecht nicht erforderlich. Nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von 
Bebauungsplänen die Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der 
Landschaftsplanung dennoch zu berücksichtigen. 

Die Verwirklichung und Umsetzung der Ziele des Bebauungsplanes hat Auswirkungen auf Na-
tur und Landschaft einerseits und die Lebensqualität der sowohl im Geltungsbereich als auch 
in den angrenzenden Bereichen arbeitenden Menschen andererseits. 

Die Uferbereiche des Prerauer Stichs sind recht steil abfallend und – abgesehen von den Be-
reichen der Steganlage und dem Zugang dazu – mit natürlicher Ufervegetation (Röhricht, Wei-
dengebüsch) bewachsen. Typische Baumarten wie Erlen und Weiden ergänzen den Uferbe-
wuchs. Am Zugang zur Steganlage befindet sich eine Rasenfläche, die regelmäßig gemäht 
und gewässert wird. In diesem Bereich befinden sich einige junge bis mittelalte Bäume (Göt- 
terbaum, Eberesche, Ulmen). Zwischen dem gemähten Bereich und dem Ufer befinden sich 
auch einige mittelalte bis ältere Bäume, vor allem Erlen und Robinien, aber auch Linden und 
Birken. Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist der Uferbereich des Prerauer Stichs nur 
eingeschränkt für Amphibien als Lebensraum geeignet, da es keine flachen geschützten son-
nigen Uferbereiche gibt. 

Im Osten des Plangebiets befindet sich zwischen Asphaltfläche und Waldstraße parallel zur 
Straße ein strukturell vielfältig ruderal bewachsenes altes Gleisbett. Kratzbeere, Wildrose, 
Steinklee, Nachtkerze, Gräser, sowie junger Gehölzaufwuchs (u.a. Linde, Robinie, Eiche) 
wechseln sich ab mit kleinen sandigen Offenbereichen. Dieser Streifen ist zudem überwiegend 
gut besonnt, da Gehölze weitgehend fehlen. Die Ausprägung ist insgesamt trocken. Insgesamt 
wurde in diesem Bereich ein hohes Lebensraumpotenzial für Zauneidechsen festgestellt.  

Seitlich des Zufahrtstores sind die nicht versiegelten Randbereiche beidseitig gärtnerisch mit 
vereinzelten Stauden und Sanddorn gestaltet. 

Im Folgenden werden Bestand, Auswirkungen und ggf. die Maßnahmen zur Verringerung bzw. 
Vermeidung der Auswirkungen dargestellt. 

 

D.1 Darstellung des Bestands 

Unmittelbar westlich angrenzend an das UG liegt das Tonstichgewässer „Prerauer Stich“ 
(kleinerer See) mit der Steganlage der Marina Zehdenick, welches eine direkte Verbindung 
zur Havel (größeres Fließgewässer) hat. Zudem ist das UG nur durch die Waldstraße sowie 
einen wenige Meter breiten bewaldeten Uferstreifen von dem östlich gelegenen „Waldstich“ 
(kleinerer See) entfernt. Direkt innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes befin-
den sich keine Gewässer. 
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Das Plangebiet ist zu einem Großteil versiegelt; nur die Randbereiche sind nicht asphaltiert 
oder betoniert. 

D.1.1 Arten und Biotope 

Aufgrund des hohen Versiegelungsgrades ist der Biotopwert der Flächen innerhalb des Plan-
gebietes mit Ausnahme des Uferbereichs sehr gering.  

Bei Umsetzung des Bebauungsplans können jedoch artenschutzrechtliche Zugriffsverbote 
nach § 44 BNatSchG verletzt werden. Diese sind durch entsprechende Maßnahmen zu ver-
meiden oder auszugleichen. Zur Bewertung der artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote nach 
§ 44 BNatSchG wurden im Rahmen einer Potenzialanalyse faunistische Kartierungen durch-
geführt. Zu untersuchen waren die besonders geschützter Arten nach § 7 BNatSchG, insbe-
sondere europäisch geschützter Arten. Folgende Arten/-gruppen wurden im Zeitraum März bis 
September 2022 kartiert: 

- Brutvögel, 
- Zauneidechse. 

Im Rahmen der Brutvogelerfassungen 2022 wurden insgesamt 49 Brutvogelarten im Untersu-
chungsraum festgestellt, darunter folgende wertgebende Brutvogelarten: Bluthänfling, Eisvo-
gel, Dohle, Drosselrohrsänger, Grünspecht, Schwarzspecht. Davon wurden die Brutplätze von 
zwei Arten innerhalb des Geltungsbereichs des B-Plans festgestellt. In diesem Bereich wurden 
außerdem fünf weitere Arten erfasst: Grünfink, Blaumeise, Feldsperling und Kohlmeise. Auch 
die Reviere der Bachstelze und des Hausrotschwanz liegen im unmittelbaren Randbereich 
des Geltungsbereichs. 

Für die Erfassung der Zauneidechse wurden im Jahr 2022 insgesamt 6 Begehungen durch-
geführt. Sämtliche Kartiergänge erfolgten zu optimalen Witterungsbedingungen für den beab-
sichtigten Zweck. An allen 6 Begehungsterminen wurden Zauneidechsen festgestellt. Es han-
delt sich um eine große vitale Population, die sich entlang des alten Gleisbettes am Rand des 
Untersuchungsgebietes verbreitet hat und hier alle benötigten Strukturen in optimaler Weise 
vorfindet. Der Lebensraum ist vielfältig und sehr kleinteilig strukturiert. Die gut besonnten tro-
ckenwarmen offenen Bereiche sind sowohl mögliche sandige Eiablageplätze, als auch Ver-
steckmöglichkeiten (u.a. im Gleisschotter), Sonnungsplätze und zudem geeignete Winterquar-
tiere (Erdlöcher, Gleisschotter). Die krautige und dornige, unterschiedlich dichte und hohe Ve-
getation bietet gute Deckung, ein Futterangebot an Spinnentieren und Heuschrecken ist reich-
lich vorhanden. 

Die Bewertung der Ergebnisse und die artenschutzrechtliche Beurteilung erfolgte in einem Ar-
tenschutzgutachten (s. Anlage 4). 

D.1.2 Naturschutzrechtliche Naturschutzgebiete 

Das Plangebiet befindet nicht in einem Naturschutz-, Landschaftsschutz-, Wasserschutz- oder 
Natura 2000-Gebiet.  

D.1.3 Boden 

Durch die frühere Nutzung der Flächen als Teil eines Betonwerkes ist der Boden im Plangebiet 
anthropogen vorbelastet und größtenteils versiegelt. Mit der Nutzung als Betonwerk und der 
damit verbundenen Befestigung und Versiegelung zwischen Betonwerk und Lagerflächen war 
ein nachhaltiger Eingriff in Umweltbelange verbunden. Das Areal steht einer natürlichen Ve-
getationsentwicklung heute nicht mehr bzw. nur noch sehr eingeschränkt zur Verfügung.  
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D.1.4 Wasser 

Die derzeitige Regenentwässerung erfolgt auf dem Grundstück. Ergänzende Anlagen oder 
Modellierungen sind nicht vorhanden. 

D.1.5 Luft und Klima 

In der großklimatischen Betrachtung liegt das Plangebiet zwischen dem maritimen Westen 
und dem kontinental geprägten Osten. Das Klima des Naturraumes ist subkontinental ge-
prägt. 

Zehdenick wird vom so genannten mecklenburgisch-brandenburgischen Übergangsklima be-
stimmt. Die kontinentalen Klimaeinflüsse mit warmen Sommern und kalten Wintern sind stär-
ker ausgeprägt. Die Jahresmitteltemperatur liegt bei 8,3° C. 

Die Niederschläge liegen bei etwa 580 mm/a, und entsprechen in etwa dem Durchschnitt der 
jährlichen Niederschlagsmenge, die für den Osten Deutschlands maßgebend ist. 

Die Hauptwindrichtungen liegen bei West und Südwest. Im Jahresdurchschnitt herrschen 
Windgeschwindigkeiten von 3 bis 4 m/s vor (in 10 m Höhe über Grund). 

Mit zunehmender Versiegelung von Boden verändern sich die kleinklimatischen Bedingungen 
im Plangebiet. Durch die Bebauung kommt es geringfügig zu veränderten Luftströmen, die 
Lufttemperaturen über versiegelten Flächen sind im Allgemeinen höher, da diese sich durch 
Sonneneinstrahlung schneller erwärmen als vegetationsbestandenen Böden. Ebenso ist in 
bebauten Gebieten eine geringere Luftfeuchte festzustellen, da auf Grund der Wärme die Ver-
dunstungsrate höher liegt als bei unbebauten Flächen.  

Vor dem Hintergrund der bestehenden Nutzung und im Zuge der Entwicklung des Gebietes 
vorzunehmenden Entsiegelungsmaßnahmen ist davon auszugehen, dass die kleinklimati-
schen Bedingungen verbessert werden. 

D.1.6 Orts- und Landschaftsbild 

Das Plangebiet befindet sich an der Schnittstelle von Innenbereich und Außenbereich, so dass 
das Gebiet selbst sowie die südlich angrenzende Bebauung eher gewerblich geprägt ist, öst-
lich, nördlich und westlich angrenzend das durch die Stiche (Wasserflächen) geprägte Land-
schaftsbild dominiert. Im näheren südöstlichen Umfeld befinden sich Kleingarten- / Kleinsied-
lungsgebiete.  

D.1.7 Kultur- und sonstige Sachgüter 

Es sind keine erwähnenswerten Kultur- und Sachgüter im Plangebiet und seinem näheren 
Umfeld bekannt. 

D.2 Darstellung der Auswirkungen 

D.2.1 Arten und Biotope 

Im Ergebnis des Artenschutzgutachtens ist festzustellen, dass  

- der Uferbereich mit der vorhandenen Ufervegetation und den bestehenden Gehölzen 
zu erhalten ist. Dementsprechend werden die Flächen A und B als Flächen mit Bin-
dungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonsti-
gen Bepflanzungen sowie von Gewässern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe b) und Abs. 6 
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BauGB) festgesetzt und gesichert. Hier bleibt die bestehende Vegetation erhalten und 
bietet vorkommenden Arten weiterhin einen unveränderten Lebensraum. 

- die Flächen C und D als bestehende Zauneidechsenlebensräume so erhalten bleiben 
müssen wie sie sind. Auf diesen Flächen soll der aktuelle Status Quo dauerhaft erhal-
ten bleiben. Hier sollten jegliche Maßnahmen unterbleiben, die Fläche wird sich selbst 
überlassen, d. h. keine Pflanzungen, keine Mahd, keine Entfernung der Gleise u. ä. 
Außerdem sollen Verschattungen durch angrenzende Bebauung oder neu ange-
pflanzte Bäume vermieden werden. Dementsprechend wird der bei der Kartierung 
nachgewiesene Zauneidechsenlebensraum im östlichen Geltungsbereich entlang des 
alten Gleisbettes als SPE-Fläche (Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft) festgesetzt. Zudem wird festgesetzt, dass 
eine Beschattung und somit Entwertung des Lebensraums für die Art durch zukünftige 
Bebauung angrenzender Flächen zu vermeiden ist. 

Das Artenschutzgutachten empfiehlt als Vermeidungsmaßnahme für die Bauphase Bau-
zeitenregelungen, u.a. zum Schutz der Dohlen. Außerdem wird empfohlen, ein Reptilien-
schutzzaun an der Grenze zu C und D zu errichten, damit keine Zauneidechsen überfahren 
werden oder in Baugruben fallen. Vorgenannte Empfehlungen werden als Hinweise in den 
Bebauungsplan aufgenommen. 

D.2.2 Naturschutzrechtliche Naturschutzgebiete 

Da das Plangebiet von keinem Naturschutzgebiet erfasst wird, bestehen keinerlei Auswirkun-
gen. 

D.2.3 Boden 

Aufgrund des hohen Versiegelungsgrades im Bestand wird die natürliche Funktion des Bodens 
durch die Planung nicht verschlechtert.  

D.2.4 Wasser 

Die Regenentwässerung wird weiterhin auf dem Grundstück erfolgen. Ergänzende Anlagen 
sind nicht geplant. Im Zuge der Entwicklung des Gebietes werden Entsiegelungen vorgenom-
men, die die Versickerung auf dem Grundstück weiter fördern.  

D.2.5 Luft und Klima 

Vor dem Hintergrund der bestehenden Nutzung und der geplanten Entsiegelungsmaßnahmen 
u. ä. ist davon auszugehen, dass die kleinklimatischen Bedingungen durch die Entwicklung 
des Gebietes verbessert werden. 

D.2.6 Orts- und Landschaftsbild 

Das geplante Vorhaben fügt sich bezüglich der Art der Nutzung, des Maßes der Nutzung und 
der Höhe der baulichen Anlagen in das Orts- und Landschaftsbild ein. Gebäude, die künftig 
errichtet werden dürfen, überragen die südlich angrenzende Bestandsbebauung des ehema-
ligen Betonwerks nicht.  

Insgesamt bestehen keine negativen Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild. 

D.2.7 Kultur- und sonstige Sachgüter 

Durch die Planung werden keine Kultur- und sonstigen Sachgüter beeinträchtigt. 
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D.2.8 Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umwelt-
schutzes 

Hervorzuhebende Wechselwirkungen, die über die vorstehenden Darstellungen der einzelnen 
Schutzgüter hinaus kumulativ wirksam werden könnten, sind nicht zu erwarten.  

 

D.3 Auswirkungen auf die Wohnbedürfnisse und Arbeitsstätten 

Das Planvorhaben wirkt sich auf die Wohnbedürfnisse nicht negativ aus. Im direkten Umfeld 
befindet sich keine Wohnbebauung, die durch die zulässigen Nutzungen im Plangebiet beein-
trächtigt werden könnte. Ggf. erwachsen aus den neuen Nutzungen neue Arbeitsplätze, die 
einen erhöhten Wohnbedarf nach sich ziehen. Es kann jedoch davon ausgegangen werden, 
dass dies allenfalls Bedarfe in geringem Umfang wären, die durch das vorhandenen Wohn-
raumangebot in Zehdenick gedeckt werden können. 

Negative Auswirkungen des Planvorhabens auf Arbeitsstätten sind nicht gegeben.  

 

D.4 Auswirkungen auf den Verkehr 

Es ist davon auszugehen, dass sich durch die neuen Nutzungen „Restaurant“ und „Wohnmo-
bilstellplatz“ und „Ferienhäuser“ das Verkehrsaufkommen geringfügig erhöht. Aufgrund der 
geringen Vorbelastung sind jedoch keine Verkehrskonflikte hinsichtlich des fließenden und ru-
henden Verkehrs zu erwarten. 

D.5 Auswirkungen auf den Haushalt und die Finanz- bzw. Inves-
titionsplanung 

Für die Stadt Zehdenick entstehen durch die Planung und Realisierung des Vorhabens keine 
Kosten. Die Kosten für den Bebauungsplan und die Umsetzung des Projekts trägt der Vorha-
benträger. 

D.6 Auswirkungen auf die soziale Infrastruktur 

Aus der Planung ergeben sich keine Auswirkungen auf die soziale Infrastruktur. 

D.7 Planungsschadensrechtliche Auswirkungen 

Durch die Planung entstehen keine Entschädigungsansprüche im Sinne der §§ 39 ff BauGB. 
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E Verfahren 

E.1 Übersicht über den Verfahrensablauf 

E.1.1 Aufstellungsbeschluss 

Der Aufstellungsbeschluss über den Bebauungsplan „Marina am Prerauer Stich“ wurde am 
28. Januar 2021 gefasst. 

Mit dem Aufstellungsbeschluss wurde die Verwaltung der Stadt Zehdenick beauftragt zu prü-
fen, ob das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB Anwendung finden kann. Die Stadt 
Zehdenick kam zu dem Ergebnis, dass die Anwendungsvoraussetzungen dafür vorliegen, weil 

- das Bauvorhaben der Wiedernutzbarmachung einer ursprünglich gewerblich und nach 
wie vor nahezu vollversiegelten Fläche sowie der Nachverdichtung dient und somit 
eine Maßnahme der Innenentwicklung darstellt, 

- weniger als 20.000 m² Grundfläche festgesetzt werden, wobei die festzusetzende 
Grundfläche absehbar weiterer in engem zeitlichen, sachlichen und räumlichen Zu-
sammenhang aufgestellter Bebauungspläne bereits berücksichtigt ist, 

- durch den Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die ei-
ner Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, 

- keine Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in  § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe 
b BauGB genannten Schutzgüter oder dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten 
zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 
Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

Gemäß Anlage 1, Nr. 13.12 UVPG ist für den „Bau eines sonstigen Hafens, einschließlich 
Fischereihafens oder Yachthafens, oder einer infrastrukturellen Hafenanlage“ eine allgemeine 
Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 Abs. 1 Satz 1 UVPG durchzuführen. Zwar begründet der 
Bebauungsplan „Marina am Prerauer Stich“ die Zulässigkeit eines Yachthafens, jedoch er-
streckt sich die Verpflichtung zur Durchführung einer allgemeinen Vorprüfung nach § 7 Abs. 1 
UVPG nur auf Neubauvorhaben. Da die Marina Zehdenick als Yachthafen an diesem Standort 
bereits genehmigt und in Betrieb ist, besteht keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung. 

 

E.2 Überblick über die Beteiligungsverfahren 

E.2.1 Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB 

Die frühzeitige öffentliche Unterrichtung und Erörterung der allgemeinen Ziele und Zwecke und 
der voraussichtlichen Auswirkungen der Planung erfolgte in der Zeit vom 19.04.2021 bis ein-
schließlich 07.05.2021. Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte durch Bereitstellen der Pla-
nunterlage (Planzeichnung und Begründung Stand Vorentwurf) auf der Homepage der Stadt 
Zehdenick unter https://www.zehdenick.de/bekanntmachungen.  

Pandemiebedingt war eine persönliche Einsichtnahme in die Planungsunterlagen innerhalb 
der Verwaltung der Stadt Zehdenick nicht möglich. Gemäß den Bestimmungen des Gesetzes 
zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während der 
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COVID-19-Pandemie (PlanSiG) wurde die Auslegung von Planungsunterlagen durch eine Ver-
öffentlichung im Internet ersetzt.  

Es wurden 3 Hinweise und Anmerkungen vorgetragen. 

E.2.2 Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 1 BauGB 

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden erfolgte mit der schriftlichen Ankündigung vom 
19.03.2021. Die Behörden wurden mit einer Frist bis zum 20.04.2021 zur Stellungnahme zum 
Vorentwurf aufgefordert. 

Von den 27 angeschriebenen TÖB äußerten sich 19 Behörden und Träger öffentlicher Belange 
zum Vorentwurf des Bebauungsplans. 16 TÖB haben Anregungen oder Hinweise gegeben. 
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F Hinweise 

Im Zuge von Bau- und/oder Abrissgenehmigungsverfahren können in Abstimmung mit den 
Fachbehörden folgende artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen erforderlich werden: 

VASB 1 – Bauzeitenregelung Dohlen 

Zur Vermeidung baubedingter Störungen der Brutkolonie Dohlen sind innerhalb SO 5 und 
SO 3 Arbeiten zur Baufeldfreimachung sowie weiterführende Bauarbeiten ausschließlich au-
ßerhalb der Brutzeit der Dohlen und somit nur in der Zeit zwischen 01.07. und 20.02. durch-
zuführen. 

 

VASB2 – Erhalt der Laternen im südwestlichen Geltungsbereich 

Die hoch auf den Betonträgern stehenden alten Laternen innerhalb und unmittelbar angren-
zend SO Marina 5 werden von einer Kolonie Dohlen als Nistplätze genutzt. Der dauerhafte 
Erhalt der Laternen ist erforderlich, um die Niststätten der in Brandenburg stark gefährdeten 
Brutvogelart nicht zu zerstören. 

 

VASB3 – Erhalt Trafogebäude mit Einflugmöglichkeit 

In einem bestehenden Trafogebäude innerhalb SO Marina 3 wurde im Inneren des Gebäu-
des direkt auf der Schwelle einer leicht geöffneten kaputten Tür Fledermauskot nachgewie-
sen. Neben der nur angelehnten Tür gibt es keine weiteren für Fledermäuse geeigneten Ein-
flugmöglichkeiten in das Gebäude. Ein Verlust des Gebäudes durch Abriss oder ein Ver-
schluss der Tür ohne Schaffung neuer für Fledermäuse geeigneter Einflugmöglichkeiten 
würde den Verlust eines Quartiers bedeuten. Der Erhalt des Gebäudes inklusive Einflugmög-
lichkeit ist somit als artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme zu gewährleisten. Bei 
Verschluss der Tür ist vorab mindestens eine andere Einflugmöglichkeit ins Innere des Ge-
bäudes zu schaffen. 

[Hinweis: Sollte das Gebäude in der Zukunft entfernt oder vollständig verschlossen werden 
müssen, ist vorab eine Gebäudekontrolle mit Untersuchungen zum Vorkommen von Fleder-
mäusen (und Brutvögeln) durch einen Fachgutachter durchzuführen und es müssen ggf. vor-
gezogene Ausgleichsmaßnahmen geplant werden. Eine erneute Abstimmung mit der zustän-
digen uNB wäre vorab erforderlich.] 

 

VASB4 – Reptilienschutzzaun 

Entlang des alten Gleisbettes im östlichen Geltungsbereich wurde ein bedeutender Zau-
neidechsenlebensraum nachgewiesen. Dieser wird durch bereits vorgesehene Maßnahmen 
im B-Plan (SPE-Fläche Erhalt Zauneidechsenlebensraum; Flächen C und D vgl. Kapitel 3.2) 
nicht beeinträchtigt, so dass eine Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie 
eine damit einher gehende Verletzung/ Tötung von Individuen ausgeschlossen werden kann. 

Jedoch kann bei Umsetzung des Bebauungsplanes in der Bauzeit ohne Vorsehung von 
Maßnahmen zur Vermeidung nicht ausgeschlossen werden, dass Individuen ins Baufeld ge-
langen und dabei verletzt oder getötet werden (Schädigungsverbot nach §44 (1) Nr. 1 
BNatSchG). 
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Um zu vermeiden, dass Zauneidechsen während der Bauzeit in das Baufeld gelangen und 
dabei durch Baufahrzeuge getötet oder verletzt werden oder in temporären Baugruben fallen 
und verenden, ist zwischen Baufeld und Reptilienhabitat ein Reptilienschutzzaun fachgerecht 
aufzubauen. Besonders wichtig ist dabei ein lückenloser Bodenschluss durch Eingraben o-
der Überlappung am Boden und Anhäufung mit Erde. Die Errichtung des Zauns hat vor Bau-
feldfreimachung zu erfolgen. Die Standzeit ist im Zeitraum 01.03. bis 31.10. durchgehend zu 
gewährleisten. 

Damit der Zaun nicht von den Zauneidechsen überklettert werden kann, ist ein sehr glatter 
Folienzaun (kein Gewebematerial!) zu wählen. Der Zaun ist während der gesamten Bauzeit 
regelmäßig zu kontrollieren und stets funktionsfähig zu halten. Dazu sind eine regelmäßige 
beidseitige Mahd und eine Entfernung von „Brücken“ wie z.B. herabgefallenen Zweigen und 
Ästen vorzunehmen. Der Bodenschluss muss stets gegeben und die Unversehrtheit muss 
gewährt sein. 

Im Zeitraum 01.11. bis 28.02. befinden sich die Zauneidechsen in Winterruhe – in dieser Zeit 
ist das Vorhalten eines Reptilienschutzzauns nicht erforderlich bzw. die Pflege kann tempo-
rär ausgesetzt werden. Die erforderliche Lage des Zauns ist der nachfolgenden Abbildung 7 
zu des Artenschutzgutachtens entnehmen. 

Die Standzeit des Zauns bis Ende der Baumaßnahme erforderlich. 
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G Rechtsgrundlagen 

 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 
2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 221) geändert worden ist 

 Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 geändert worden ist 

 Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (Bran-
denburgisches Naturschutzausführungsgesetz - BbgNatSchAG) vom 21. Januar 2013, 
(GVBl.I/13, [Nr. 3], S., ber. GVBl.I/13 [Nr. 21]), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 25. September 2020, (GVBl.I/20, [Nr. 28]) 

● Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverord-
nung – BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S. 3786), BauNVO), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist 

● Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Pla-
ninhaltes (Planzeichenverordnung 1990 – PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 
(BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. 
I S. 1802) geändert worden ist 

● Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) In der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. November 2018, (GVBl.I/18, [Nr. 39]), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. Sep-
tember 2023, (GVBl.I/23, [Nr. 18]) 

● Satzung zum Schutz des Baumbestandes der Stadt Zehdenick (Baumschutzsat-
zung): Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 08.12.2011 

● Brandenburgisches Nachbarrechtsgesetz (BbgNRG) vom 28. Juni 1996 
(GVBl.I/96, [Nr. 17], S.226), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Juni 2014, 
(GVBl.I/14, [Nr. 22]) 

● Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. 
Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021I S. 123), das zuletzt durch Artikel 11 Absatz 3 des 
Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202) geändert worden ist 

● Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 2. März 2012 (GVBl. I/12, Nr. 20, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 4. Dezember 2017 (GVBl. I/17Nr. 28) 

● Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) der Länder Berlin und Branden-
burg, Gemeinsame Landesplanung, bekanntgemacht u.a. im Gesetz zu dem Staats-
vertrag der Länder Berlin und Brandenburg über das Landesentwicklungsprogramm 
2007 (LEPro 2007) und die Änderung des Landesplanungsvertrages vom 18. Dezem-
ber 2007 (GVBl. I S. 235) 

● Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR), Ge-
meinsame Landesplanung, bekanntgemacht u.a. in der Verordnung über den Lan-
desentwicklungsplan Haupttadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) vom 29. April 
2019, (GVBl.II/19, [Nr. 35]) 

Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft des Landes Branden-
burg: Landschaftsschutzgebiete (LSG) 2017: Erlass zur Zuständigkeit. Rundschrei-
ben des MLUL an die Unteren Naturschutzbehörden vom 22.09.2017 
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H Anlagen 

Anlage 1 Textliche Festsetzungen 

Anlage 2 Vorprüfung der Anwendungsvoraussetzungen §13a BauGB, 15.02.2021 

Anlage 3 Dokumentation Faunistische Kartierungen vom 20.12.2022 / ergänzt 
26.11.2023 

Anlage 4 Artenschutzgutachten vom 29.11.2023 

  

 


